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Internationaler Workshop der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages Halle/Saale, Franckesche Stiftungen 12./13. Juli 2001

„Bürgerschaftliches Engagement - die lebendige Seite des Sozialstaats“

AG III: Wohnumfelderneuerung / Stadtentwicklung und Bürgerschaftliches Engagement

Best-Practice-Beispiel Bremen - Tenever


Wir kommen aus Bremen - Tenever, einer typischen Großwohnanlage der 60er/70er Jahre am Stadtrand. Aber keine Angst, wir sind so normal wie sonst überall auch: wir lachen und weinen, lieben und hassen, sind apathisch oder voller Engagement. 

Tenever hat fünf Besonderheiten:

1.
Tenever ist hoch. Hier leben ca. 7.000 Menschen in Sozialwohnungen. „Urbanität durch Dichte“ versprachen uns die Planer und Architekten. Doch es kam wie bei Christian Morgenstern: „Der Architekt jedoch entfloh - nach Afri od Ameriko“. Die Hochhäuser gehören verschiedenen Eigentümern mit sehr unterschiedlichem bürgerschaftlichen Engagement und Sozialstaatsverhalten. Der Zustand der Häuser und des Wohnumfeldes ist zum Teil sehr schlecht, ganz nach dem Motto „Tausendmal Miete kassiert, - aber sonst ist überhaupt nichts passiert.“ Wir betonen das deshalb besonders, damit nicht der Eindruck entsteht, es seien die Menschen in diesen Wohngebieten, die allein für den unwirtlichen, und zum Teil desolaten Zustand dieser Wohnblöcke verantwortlich gemacht werden können. Nein, es sind Eigentümer, die ihre Wohnungen oder das Wohnumfeld verkommen lassen; sie sind mit das größte Problem für die Bewohner in unserem Quartier.
2.
Tenever ist jung. Er ist der kinderreichste Ortsteil von ganz Bremen; Ein Drittel ist unter 16 Jahren. Hier wächst gewissermaßen die Zukunft Bremens und somit der Sozialversicherungssysteme heran. Nur haben Kinder nicht solch eine Lobby wie Investoren, denen ja in allen Städten rote Teppiche ausgerollt werden.

3.
Tenever ist international. Es ist Heimat für Menschen aus 80 Ländern; 40 % der Bewohner sind Ausländer; 30 % sind Aussiedler, macht zusammen 70 % Migranten. Mit all seinen Vorteilen der Interkulturalität, der Kulturvielfalt, Weltoffenheit und Toleranz fordernd und fördernd. Aber es ergibt sich auch ein großer Integrationsbedarf (ich denke, wenn wir uns mit der Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements in einem Einwanderungsland wie Deutschland beschäftigen, müssen wir uns auch den spezifischen Stärken und den Problemlagen der Migranten in Bezug auf ihr Engagement in dieser Gesellschaft zuwenden).

4.
Tenever ist schließlich arm. Ich sehe da einen deutlichen Zusammenhang zu den vorgenannten drei Besonderheiten Tenevers. Ein Indikator für die Armut ist, dass ca. 35 % der Bewohnerinnen und Bewohner, also in erster Linie Kinder und Jugendliche, auf Sozialhilfe angewiesen sind.

Eigentlich klar, dass für einen Stadtteil, der so große Integrationsleistungen für die Gesamtstadt erbringt (Kinder, Migranten) auch besondere Maßnahmen des Sozialstaats ergriffen werden müssen, um die ökonomische, soziale und städtebauliche Benachteiligung auszugleichen. Wir haben dafür in Tenever seit elf Jahren das sogenannte Nachbesserungsprogramm (Revitalisierungsprogramm für Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf), das mittlerweile überführt wurde in das Bremer Programm „WiN - Wohnen in Nachbarschaften“ und ergänzt wird um das Bundesprogramm Soziale Stadt.

Dieses Programm wirkt in zehn benachteiligten Bremer Quartieren. Mit ihm sollen ressortübergreifend innovative und integrative Projekte gemeinsam mit der Bewohnerschaft realisiert werden. 

Und damit sind wir schon bei der 5. Besonderheit Tenevers. 
Das ist das hohe Bewohnerengagement in diesem Ortsteil im Rahmen des Netzwerkes. 
Der Kern dieses Netzwerkes ist die sogenannte Stadtteilgruppe Tenever. Das ist ein lokales Forum, in dem alle gesellschaftlichen Kräfte des Gemeinwesens mitarbeiten. Hier versammeln sich nunmehr seit 11 Jahren öffentlich alle 6-8 Wochen Vertreter der Gewerbetreibenden, der Politik (des örtlichen Beirats und der Bremischen Bürgerschaft), Vertreter der Wohnungsgesellschaften, Vertreter der sozialen und schulischen Einrichtungen, die öffentliche Verwaltung (AfSD, Stadtplanungsamt, Amt für Wohnung und Städtebau, Polizei, Stadtgrün, Ortsamt) und natürlich alle interessierten Bewohner/innen. Die Geschäftsführung für diese Stadtteilgruppe übernimmt ein ämterübergreifendes Team der Verwaltung, die sogenannte Projektgruppe Tenever. In diesem ursprünglich nur für Nachbesserungs- und Verbesserungsprojekte vorgesehenen Gremium werden alle Fragen des Quartiers beraten, Projekte vorgestellt und über die Vergabe von öffentlichen Mitteln (Steuern!) für den Stadtteil entschieden. Das ist sicherlich sensationell und wird nachher noch ausführlicher dargestellt.

Bevor aber Entscheidungen über Projekte und damit die Vergabe von Geld in der Stadtteilgruppe fallen; kommt traditionell die Erörterung von „Aktuelle Fragen und Probleme“. Dieser TOP wurde auf Wunsch der Bewohnerinnen und Bewohner eingeführt und was da passiert wird ihnen jetzt eine aktive Bewohnerin vom Bewohnertreff Tenever, Monika Priemel, erläutern:

Der Punkt Aktuelles hat besonders für uns Bewohner eine große Bedeutung. Die angesprochenen Stellen können entweder gleich reagieren oder in der nächsten Sitzung die Ergebnisse bekannt geben. Der Bewohnertreff als Selbstorganisation der Bewohnerschaft, aber auch alle anderen Bewohner des Stadtteils, sprechen aktuelle Probleme an, die an die Wohnungsverwaltung (Gewoba), an das Amt für Wohnung und Städtebauförderung (AWS), an Stadtgrün, die Politik etc. gerichtet sind. Da geht es z. B. um Beleuchtung auf Wegen, Müllprobleme, Probleme im Haus usw. Besondere Probleme können bei den nächsten Stadtteilgruppensitzungen  Bestandteil der Tagesordnung werden. Darüber hinaus ist der Bewohnertreff, der sich regelmäßig einmal in der Woche trifft, Ansprechpartner für Bewohner und deren Probleme. Er ist auch unabhängig von der Stadtteilgruppe aktiv. So arrangiert er bei Bedarf ein Treffen mit der Wohnungsgesellschaft zum Thema Heiz- und Nebenkostenabrechnungen.

Oder als die Sparkassenfiliale in eine Automatenfiliale in Tenever umgewandelt werden sollte, hat der Bewohnertreff sofort nach Bekanntgabe reagiert. Denn in unserem Stadtteil leben viele Sozialhilfeempfänger, die nur Sparbücher haben und damit die Automaten gar nicht nutzen können. Außerdem sprechen in Tenever mindestens 2/3 der Menschen Deutsch nicht als Muttersprache. Für diese Bewohner und auch für die behinderten und alten Leute ist es fast ausgeschlossen, mit dem Automaten umzugehen.
Die Mitglieder des Bewohnertreffs haben die Tatsache der Schließung der Filiale nicht als gegeben hingenommen, sondern haben in der Stadtteilgruppe die anderen Akteure mobilisiert, das Problem mit anzugehen. Darüber hinaushat der Bewohnertreff selber in der Woche zwischen Weihnachten und Neujahr in eisiger Kälte vor der Sparkasse über 700 Unterschriften gesammelt und dabei auch manches Schicksal kennen gelernt. Die Unterschriften wurden dem Vorstand der Sparkasse überreicht. Mit dieser Aktion konnten wir immerhin als Teilerfolg erreichen, dass die Sparkasse an zwei halben Tagen in der Woche weiter geöffnet hat. Solch Engagement haben wir auch in weiteren für die Bewohnerschaft wichtigen Fragen an den Tag gelegt (z. B. gegen die geplanten Schließungen des Hallenbades in Tenever oder der  Stadtteilbibliothek).

Beim zweiten Tagesordnungspunkt können Bewohner, aber auch Ämter, Wohnungsunternehmen und andere Träger, Ideen für neue Projekte darlegen, Projekte vorstellen und beraten. Wichtig bei uns ist für alle Projekte, dass sie im Laufe ihrer Bearbeitung der aktiven Beteiligung von Bewohnern bedürfen. Dazu können beitragen Hausversammlungen, thematische Versammlungen, Hofversammlungen, Umfragen, Veranstaltungen, Klingelaktionen, aber z.B. auch die Seniorentreffen (auf denen sich jährlich 10% aller Rentner Tenevers versammeln, um ihre spezifischen Anliegen einzubringen). So wird mit den ersten beiden TOP‘s der Stadtteildiskurs über die Angelegenheiten des Quartiers öffentlich und langfristig geführt. Im Ergebnis können sich daraus Prioritätenlisten für die verschiedensten Projekte ableiten.

Beim dritten TOP geht es schließlich um die Mittelvergabe. Zur Zeit verfügt der Stadtteil Tenever aus den Programmen „Wohnen in Nachbarschaften (WiN) / Soziale Stadt“ über 500.000 DM pro Jahr. Diese Mittel (als Anschub- bzw. Ergänzungsfinanzierung von Projekten) werden nur vergeben, wenn in der Stadtteilgruppe Konsens über die Vergabe erzielt wird. D. h.: alle Beteiligten haben ein Vetorecht! Das ist sicherlich sensationell. Es ist allerdings kein einklagbares Recht, sondern eine Selbstverpflichtung von Politik und Verwaltung. In Bremen ist dieses abgesichert durch Beschluß des Senats und der Bürgerschaft. 

Dabei kann man sich von der klaren Erkenntnis leiten lassen, dass die Bewohner/innen Experten ihres Wohnumfeldes, ihres Alltagslebens sind und nicht zuletzt von der Tatsache, dass sie die Betroffenen von allen Maßnahmen im Quartier sind. Dem entsprechend sollen sie im Mittelpunkt stehen und besondere Rechte der Mitbestimmung erhalten. Zugleich kann man davon ausgehen, dass die Qualität und Effizienz der Maßnahmen gesteigert wird. Zumal es gerade die Bewohner/innen sind, die besonders sparsam mit dem Geld umgehen. Schließlich wird so auch die Akzeptanz von Maßnahmen in der Bewohnerschaft und im Gemeinwesen gestärkt. 
Im Grunde genommen haben wir die objektiven Vetorechte von Wohnungseigentümern (Privateigentum lt. Grundgesetz geschützt), von Verwaltung (Verwaltungsvorschriften) und Politik nur ergänzt um das Vetorecht für die Betroffenen. Auf den Hinweis, dass doch über Steuergelder nur von demokratisch gewählten Gremien entschieden werden darf, können wir nur sagen: „Erstens hat die Politik dem Stadtteil diese Summen ja per Beschluss zur Verfügung gestellt. Und schließlich sitzen die Politiker ja mit am Tisch. Wenn sie mit einer Maßnahme nicht einverstanden sind, können sie ebenfalls von ihrem Vetorecht Gebrauch machen.

Sicherlich werden jetzt einige von ihnen Zweifel anmelden: Das klappt doch nie; es gibt doch immer Miesmacher und Querulanten. Lassen wir die Praxis zu Wort kommen.
In den letzten 11 Jahren haben wir ca. 170 Projekte realisiert. Alle basieren auf einem Konsens in der Stadtteilgruppe, die für einzelne Projekte zwischen 2.000 DM - 800.000 DM Mittel bewilligt hat. Bei diesen Projekten geht es dann um Fragen der Haussanierung, der Wohnumfeldverbesserung, der Einrichtung von Conciergen (unserem Exportschlager), um die Verbesserung der Infrastruktur (damit sind sowohl Spielplätze, Kindergruppenräume als auch eine aus WiN-Mitteln mitfinanzierte gläserne Polizeiwache gemeint). Spielplätze wurden mit Eltern-Kinder-Beteiligung saniert, Schulhöfe umgestaltet mit Hilfe von Eltern und Lehrern, ein Mütterzentrum errichtet, ein Gesundheitstreffpunkt für Frauen geschaffen, eine Umwelt-Lernwerkstatt etabliert usw., usw. 
Mittlerweile gibt es auch einen Bewohnerfonds über 15.000 DM; der ausschließlich Bewohner/innen (nicht für Vereine, Träger, Profis etc.) zur Verfügung steht. Damit können kleinere nachbarschaftliche Aktionen, Feste, Initiativen bis zu jeweils 3.000 DM gefördert werden. 
In diesem langen Prozess bildet sich natürlich auch Vertrauen und Kooperation zwischen allen Beteiligten heraus. Was nicht heißt, dass wir nicht in der Tat auch ein Auf und Ab in dieser Entwicklung des Bewohnerengagements erlebt hätten und uns auch mit Querulanten auseinander setzen müssen. Und sicherlich haben wir auch bedingt durch ein Veto von Wohnungsgesellschaften, der Politik oder eben auch der Bewohner manche Projekte verhindert und nicht realisiert. Aber das war dann wahrscheinlich auch gut so, weil sie eben nicht über den nötigen Rückhalt im Quartier verfügt haben bzw. nicht in ihrer Dringlichkeit so gesehen wurden.

Ein Beispiel für das Vetorecht aus jüngster Zeit wird ihnen jetzt Frau Priemel erläutern:
Zum Vetorecht fällt mir z. B. die Schulhofumgestaltung der Grundschule Pfälzer Weg ein. Wir vom Bewohnertreff waren von den vorgelegten Planungen nicht überzeugt. Aus unserer Sicht war die Vergabe von WiN-Mitteln nicht nachvollziehbar , zumal der Schulhof wesentlich besser gestaltet ist als andere Schulhöfe im Stadtteil. Deswegen wurde auf der Sitzung durch unser Veto eine Geldvergabe verhindert. Aber es wurde ein Sondertermin vereinbart, an dem die Planung noch einmal von Eltern und Lehrern den Bewohnern vor Ort erläutert wurde. Dabei konnten wir Verbesserungsvorschläge und Anregungen in die Planung einbringen und den Plan noch weiter qualifizieren. Allerdings haben wir uns auch überzeugen lassen von der Berechtigung und Notwendigkeit der Umgestaltung. Deswegen konnten wir bei der folgenden Stadtteilgruppensitzung  zustimmen als es um den Konsens bei der Vergabe der WiN-Mittel für dieses Projekt ging.

Zu einigen praktischen Aspekten der Bewohnerbeteiligung und des Bürgerengagements: 

An Hausversammlungen /-Bewohnerplanungssitzungen nehmen zwischen fünf bis 50% der Betroffenen teil. (Wir haben daraus die Schlussfolgerung gezogen, dass wir bei Wohnprojekten neben Klingelaktionen auch tagsüber die ganze Zeit im Eingang stehen und informieren, beraten, notieren. Dabei erreichen wir in der Regel 90% der Hochhausbewohner). 
An den regelmäßigen Stadtteilgruppensitzungen nehmen zwischen 10 und 50 Bewohner/innen teil. Das ist eigentlich recht viel, wenngleich man sich natürlich immer noch mehr Menschen wünschen würde mit ihren Ideen und Meinungen. Neben Desinteresse ist das auch darauf zurückzuführen, dass viele Bewohner sich durch den aktiven Bewohnertreff oder andere Multiplikatoren (z. B. der sozialen Einrichtungen) wohl gut vertreten fühlen. 
Wer beteiligt sich? In erster Linie sind es Frauen, wenig Migranten (außer bei Mietfragen und als es z. B. um die Etablierung einer Moschee ging; und in letzter Zeit verstärkt durch und über die Interkulturelle Werkstatt). Und Kinder und Jugendliche nur bei spezifischen Projekten und wenn sie auf ihre Interessen in der Stadtteilgruppe aufmerksam machen wollen (Skaterbahn, Jugendräume etc.).

Am meisten aber beteiligen und engagieren sich die Bewohner bei einzelnen Aktionen, praktischen Aktionen mit sichtbarem Ergebnis. So ist die Teilnahme von ca. 300 Erwachsenen und 800 Kindern und Jugendlichen bei unseren Picobello Aktionen sicherlich eine richtige Massenaktion, wo ein Ortsteil einen ganzen Tag lang mit ökologischen Projekten und praktischem Saubermachen picobello herausgeputzt wurde. 
Oder als bundesweit die NPD mit rassistischen Sprüchen durch Tenever demonstrieren

wollte, haben sich viele Bewohner und die sozialen Einrichtungen zusammen geschlossen, um das internationale Quartier zu verteidigen und ein großes internationales Freundschaftsfest zu feiern. So wurde ein Beitrag geleistet, dass die NPD nicht durchkommen konnte.
(Ausführlichere Informationen über die Bewohnerbeteiligung und ihre Formen und Methoden finden sie in unserem Informationspaket).

Anregungen für die Enquete-Kommission:

1.Es ist richtig, die Bewohner/innen und ihr Engagement in den Mittelpunkt zu rücken. Denn schließlich geht es um sie, ihr Gemeinwesen, ihre Bürgergesellschaft. 
Das erstreckt sich auf die Themen, die Inhalte, die Sprache, die Vermittlung, die Bürgernähe und die Anerkennung des Engagements der Bürgerinnen und Bürger. Ein kleines Beispiel: So wie Hollywood  seinen Oscar hat, hat Tenever seinen „Goldenen Skyscraper“. Auf einer großen Gala, die wie die Oscar-Verleihung in Hollywood aufgezogen war, haben wir im letzten Jahr ehrenamtliche engagierte TeneveranerInnen und Gruppen mit dem „Goldenen Wolkenkratzer“ ausgezeichnet. Eingeleitet wurde dies mit einem kurzen Filmbeitrag (erstellt vom Quaak-Kanal - einem Video-Magazin - das der Bewohnertreff in Kooperation mit dem Arbeitslosenzentrum produziert) über die auzuzeichnende Person oder Gruppe. Danach kam eine Laudatio und anschließend ein kultureller Beitrag. Ausgezeichnet wurden nur ehrenamtliche Aktivitäten. Das war ein großes Fest für Tenever.
2. Förderung des Einzelengagements, der Nachbarschaftshilfe und der Bewohnerselbstorganisation. 
Der nur ehrenamtlich arbeitende Bewohnertreff bei uns in Tenever ist eine wichtige Anlaufstation, Mutmacher, Unterstützer für konkrete Anliegen der Bewohner/innen, die sonst möglicherweise nur resigniert dem Schicksal ihren Lauf ließen.
Solche Initiativen zu unterstützen (Überlassung der Räumlichkeiten durch die Wohnungsunternehmen kostenlos, Einbeziehung in die Quartiersentwicklung etc.) fördert das kollektive Engagement von BürgerInnen und fördert so eine Erhöhung ihrer Einflussnahme Mitwirkung an realer Verbesserung und Lebenshilfe. Durch den unbürokratisch gehandhabten Bewohnerfonds können kleinste Nachbarschaftsaktivitäten und Ideen prompt auch finanziell gefördert und realisiert werden. Somit ist schnell ein sichtbares Ergebnis da, was für die Bewohner im übrigen häufig viel wichtiger ist als allgemein nur spannende Planungsprozesse.

3. Man muss den Bürgerinnen und Bürgern mehr Rechte und Entscheidungskompetenzen einräumen. Nur dann lohnt es sich für sie, sich in Stadtteilentwicklungsprozesse aktiv einzumischen und die tägliche Erfahrung der Ohnmacht gegen „die da oben“ (Politiker etc) zum Teil aufzubrechen. Das Vetorecht der einzelnen Bewohner und der Selbstorganisation der Bewohner in der Stadtteilgruppe ist ein gutes Beispiel dafür, denn es qualifiziert die Entscheidungen, setzt an den brennenden Problemen der Bewohnerschaft an, verwirklicht ein Stückchen mehr Bürgergesellschaft im Quartier, im Gemeinwesen.

In diesem Kontext wird auch die Autorität der Bewohnerschaft und einzelner Bewohner gestärkt. 
Es wird bei uns daran deutlich, dass der Bewohnertreff z. B. ein gefragter Kooperationspartner ist (beim Internetcafe, für die Umwelt-Lernwerkstatt oder beim Quaak-Kanal). Aber er ist auch wichtiger Partner für die Wohnungsgesellschaften geworden und es gibt bei uns kaum eine Arbeitsgruppe (Müllkonferenz, Conciergeentwicklung etc.), wo nicht auch Vertreter der Bewohnerschaft mitreden, ihre Meinungen zu Gehör bringen und auch mit durchsetzen können.

4. Die Verwaltung muss sich öffnen. Sie muss vor Ort präsent sein, sie muss ressorts-/ämterübergreifend wirksam werden können. Das Wort „bin nicht zuständig“ darf es nicht geben. Natürlich sind wir für das Gemeinwesen zuständig, ansprechbar, vermitteln und weisen auch Wege für Engagement und Realisierung von Vorstellungen.

7. Ämterübergreifende Quartiersentwickler/innen sind notwendig und gut; und dann möglichst auch noch bitte mit Leidenschaft fürs Quartier und seine BewohnerInnen.

8. Ganz besonders wichtig sind die sozialen Netze, die im Wesentlichen durch die sozialen Einrichtungen wie Kindergärten, Mütterzentrum, Gesundheitstreffpunkt, Arbeitslosenzentrum, Bewohnertreff, Schulen, Kulturbüro etc. dargestellt werden. Gerade vor dem Hintergrund der materiellen Armut und der vielen Migranten in Tenever sind diese Orte der Kommunikation und Beteiligung von zentraler Bedeutung. Hier werden die meisten Bestandteile des Stadtteildiskurses gepflegt. In der Stadtteilgruppe treffen sich möglicherweise alle 6-8 Wochen 50, 60 Bewohner/innen gemeinsam mit Verwaltung usw., usw. Aber in unseren fünf Kindergärten geben Eltern jeden Tag über 500 Kinder ab, sprechen mit den Betreuerinnen über ihre täglichen Sorgen, ihre Ideen, Wünsche und Vorstellungen. Das wirkt über das Netzwerk der sozialen Einrichtungen in die Stadtteilgruppe und damit in den Gesamtstadtteil - Diskurs ein. Hier finden viele Bürger/innen, die sich vielleicht nicht trauen auf einer Stadtteilgruppensitzung das Wort zu ergreifen, die Möglichkeit ihre Vorstellungen und Meinungen mit anzubringen. Deswegen gehören zu einer engagierten Bürgergesellschaft unbedingt auch diese Räume und Möglichkeiten, wo Bürger sich meinungsbildend treffen und organisieren können. 
Von daher ist gerade und darf nicht gegen unser gemeinsames Wollen der Förderung des Engagements und der für solche Quartiere der Sozialstaat außerordentlich bedeutsam Bürgergesellschaft gestellt werden.


Bleibt noch die Abschlussfrage: „Warum ist Tenever weiterhin ein benachteiligtes Quartier, ein sozialer Brennpunkt?“.
Man muss nüchtern bilanzieren, dass die gesellschaftlichen Prozesse, die Spaltung der Gesellschaft in arm und reich, der Ausschluss von Bürgerengagement durch Arbeitsplatzabbau etc. natürlich eine stärkere Wirkung haben als so notwendige und gute Programme und Projekte wie die Soziale Stadt / WiN. 
Eine wirklich engagierte Bürgergesellschaft muss an diesen Zuständen gesellschaftlich und politisch etwas mit verändern.
Dann können die positiven Möglichkeiten, wie wir sie in Tenever aufgezeigt haben (und wie sie sicherlich mit dazu beitragen, dass wir (noch) nicht solche Situationen wie in den Banlieues von Paris oder in Bradford, Burnley oder Oldham haben), zu einer dem Sozialstaat würdigen engagierten Bürgergesellschaft führen.

Joachim Barloschky (Projektgruppe Tenever, Amt für Soziale Dienste),
Monika Priemel (Bewohnertreff Tenever)
Anhang: Infopaket Tenever

